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WIENER GEMEINDERAT
Sitzung vom17 . Oktober1930 .

BürgermeisterSeitz eröffnet die Sitzungum5 Uhrmchmittags.
OhneDebattewerdenangenommendie Uebergabedes städtischenKindergarten
Gebäudesin derParkanlageaufdemRudolfsplatzim . Bezirkin dieVerwal¬
tungundBetriebsführungdesVereineszurGründungeinesMontessoriKinder¬
hauses ,die AusführungderWohnhausanlageVI .Mollardgasse( KostenSchilling
2,650 . 000) ,der Neubauder HockegassezwischenAlseggerstrasseundGerst¬
hoferstrasse ( Kosten35 . 000Schilling ) ,der NeubauvonStrassen imBerei¬

chederWohnhausanlageNeilreichgasse-Windtenstrasse ,derWohnhausanlage .
Schüttausstrasse ,der WohnhausanlageZagorskygasse,der Vertragzwischendem
Finanzministeriumundder GemeindWienbetreffend "Holzmarkt "gemeinwirt¬
schaftliche Anstalt ,der Ankaufvon Grundstückenim III . undimXII . Bezirk ,

sowiedieAenderungvonBebauungs-undFlächenwidmungslänen. Weiterswirddie
Verfüguhggenehmigt,dieKriegsgräberfürsorgeist trotz derWeiegerungdes
Bundeskanzleramtes ,die Kostenaus Bundesmittelnzu ersetzen ,imbisherigen
Ausmassbis . November1930fortzusctzen ,insbesondereist für einewürdige
AusschmückungderGrüberzuAllerheiligenvorzusorgen.Hiefürwirdeinneuer
Kredit von 93 . 300Schilling bewilligt . Weiterswird folgender Antragangenom¬
men : DieGemeinde Wien übernimmt,um die Belchnung der von ihr imZusammenhange
mitderWohnhauförderungimSinnedes Wohnbauför-
derungs- undMietengesetzeszumbestellendenBaurechtezuermöglichen,gegen¬
über der Zentralsparkasse der GemeindeWiendie volle unduneingeschränkte
Bürgschaftfürs mtlicheschuldscheinmässigenVerbindlichkeitendesjeweilige
BauberechtigtenausdemTitel des vonder Zentralsparkasseder GemeindeWien
gowährtenDarlehensundderBelchnungdesbestelltenBaurcchtesin Formder
ersten Hypothckgemäss§ 3,Absatz2 lit . cdes Wohnbauförderungs -undMisten¬
gesetzes . Sieverpflichtct sich der Zontralsparkasse der Gemeinde Wiengegen¬

überausdiesemAnlasseinsbesonderefürdasDarlehenskapitalsamtZinsen,
VerzugszinsenundZinseszinsen ,NebengebührenundKostengemäss§ §1346und
1355 . . . B.aufzukommen.

DieGemeinderäteDr .HenglundKollegenüberreichenfolgendenDring-¬
lichkeitsantrag : "DieWienerWeinbautreibendensind durchdie Bhrungs -und
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Rathauskorrespondenzvom17. Oktober1930II . Blatt

und Genussmittelabgabeder GemeindeWienaufs schwerste betroffen ,nachdem
diese drückende Abgabe infolge der geringen Kaufkraft der Bevölkerung nicht

auf die Konsumentenüberwälzt werdenkann ,sondern von den HauernausEige¬
nemgetragenwerdenmuss .Trotzdemeinwandfreinachgewiesenwordenist ,dass
sich diese Abgabe in höchstem Grade als produktionshemmend auswirkt unddamit

eine der Hauptursachendes Niedergangesdes WienerWeinbauesist,hat sichdie
GemeindeWiengeweigert ,auf die Einhebungdieser Abgabezu verzichtenund

wurde nur vor drei Jahren eine Ermässigung und Abfindung der Abgabe bei jenen

Weinbaubetriebendurchgeführt ,dereh Weinvopratnicht mehrals 30Hektoliter
beträgt . DieBetriebe mit grösserem Vorrat dind erst seit dem Herbst 1929 -al - ¬

lerdings ohneErmässigung -in die Abfingungeinbezogenworden .Wennauchder
Absatz2 des§ 1 desGesctzesüberdie Nahrungs-undGenussmittelabgabedurch
die Entscheidungdes Verfassun sgerichtshofes nicht aufghhogenwordenist ,

bestchen ,
/wieauchgewiegteJuristenfeststellen ,gewichtigeBedenkengegendieVerfas-¬

sungsmässigkeit dieses die Buschenschenken betreffenden Absatzes ,sodass ,

ganz abgesehenvonder drückendenHöhedieser Abgabeauch aus diesemGrunde
die Aufhebungdieser Abgabegefordert werden muss .Unter diesen Umständenmüs- ¬
sen die Abfindungsvorschriften für das Jahr 1903 1931 energischabgelehnt
werden .In der Zeit der schwersten Weinabbatzkrise bleibt die Grenze für die

begünstigte Abfindung ( 30Hektoliter Vorrat )unverandert erhalten ,sodass

anzunchmen ist ,dass nur ein ganz geringer Perzentsatz der Wiener Weinbautrei¬

bendenüberhauptdieser Begünstigungteilhaftig werdenwirdandfür allean¬
deren die volle Abgabein Betracht kommt .Zuall demwird der eigentlicheZweck
der Pauschalierung ,das Wegfallen der unerträglichen Kontrollschikanen bei¬
seitegeschoben ,wenn neuerlich Buchführungsvorschriften für die abgefundenen Be

triebe gefordertwerden .DeramtsführendeStadtrat der VerwaltungsgruppeII
wirdaufgefordert ,demWienerLandtageinenGesetzentwurfzuunterbreiten ,
nach welchem die Gemeinde ab . Jänner 1931 auf die Einhebung der Nahrungs - ¬

undGenussmittelabgabein denWienerBuschenschenkenverzichtet undfürdie
Zwischenzeitdas Abfindungsübereinkommenfür die Weinhauerdahinabzuändern,
dass die Grenzefür die begünstigteBauschalierungauf 50 Hektolitererhöht
und auf die Durchführung von Aufzeichnungen seitens der Weinbautreibenden ver¬
zichtet wird .

St . . Weberberichtet überdenAntrag ,die AusführungdesWohnhaus-¬
bauesimXVIII . Bezirkmit denKostenvonSchilling 520 . 000Zubewilligen .
Eshandeltsich umein Projekt ,dassan Stelle eines seinerzeit vomGemeindera
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- . - - - - - - - - . - - - - - - - - - - - - - - - - - - - ¬

beschlossenen Bauprojektes für Neustift am Walde treten soll . DerBauum¬

fasst 29 Wohnungenin der üblichen Grösse undAusstattung .
GR .Holaubek ( . . )bemerkt ,seine Partei habe im vorigen Jahr gegen

das damals vorgelegte Wohnbauprojekt für Neustift in ernstester WeiseStel - ¬

lung genommen und eine Reihe von Einwendungen gegen diesen Bauerhoben . Alle
diese sachlichen Argumente haben aber damals bei der Mehrheit kein Ver

ständnis gefunden und das Projekt wurde genehmigt .Heute hat man einen sehr

unangenehmenRückzugantreten müssen .Der seinerzeit angenommeneAntragmuss
nun aufhehpben werden ,der Baukostenaufwand wird auf die Hälfte reduziert
es handelt sich gar nicht mehr um den ursprünglich vorgeschriebenen Bau ,

da sich herausgestellt hat ,wiedie Oppositionschondamalsbehauptete ,
auf demBaugrundgar nicht in demUmfanggebautwerdenkannwiemanursprüngl
beabsichtigt hat . Hierist die Majorität überwiesen werden ,dass man sich nich

immerauf den Standpunktder Rechthaberei stellen darf .In Heiligenstadt ist
man an einer Katastrophe gerade vorbeigekommen und die Sozialdemokraten
sollten eigentlich der " Rgichspost "eine Dankadresse schicken ,dass sie damals
rechtzeitig auf die Gefahren aufmerksam gemacht hat .Was sich heute zuträgt ,
sollte für die Mehrheit eine Lehre sein ,in Zukunft berechtigte sachliche
Einwendungen der Minderheit nicht so in den Wind zu schlagen . DerRedner er¬

sucht ferner um Angabe der Kosten der Entwässerungsanrage bei dem in Frage
stehenden Bau ( Lebhafter Beifall bei der . . )

GR. Millik( . L )kommtauf die Eröffnung des Karl Marx - Hofesamve :
gangenenSonntagzu sprechenundsagt ,es sei eine Komödie ,die derBür¬
germeister hier aufgeführt habe . (

Bürgermeister Seitz :Herr Gemeinderat Millik ,Sie bedienen sich

einerAusdrucksweise,die absolutunzulässigist,Es handeltsich hiergarals Person
nicht um mich .Ueber mich/können Sicn in jeder Artreden

wie Sie wollen u ,hier handelt es sich um denVor - ¬des Gemeinderates
sitzenden d um den Bürgermeister . Tsnmdcb
Ich rufe Sie wegendieser beleidigendenAeusserungüberdenBürgermeisterde :
Stadt Wienzur Ordnung( Lebhafter Beifall bei derMehrheit . - Zwischenrufe
bei den Christlichsozialen . - GR,Dr .Kolassa :Darf man keine Kritik übon ? - GR

Prever :Sie möchten den Landtag zensurieren ! )

GR .Millik bemerkt ,der Bürgermeister habe es sich nicht entgehen
lassen ,amSonntagin Heiligenstadtdie MinderheitvorderOeffentlichkeit
herabzusetzen .( LebhafteHört! HörtrufeundZwischenrufebei denChristlich¬
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Gemeinderatssitzung vom17 . Oktober1930 IV .Blatt
sozialen . - GR. Rummelhardt :Gehört sich das ? . - GR. Preyer : DerHerrBürgermeister
glaubt ,er kann alles machen ) . Ueberdie katastrophale Unachtsamkeitund
Riesenschlamperei ,umdie es sich bei demHeiligenstädterbaugehandelthat ,
mit einer leichten Handbewegungundmit Ironie hinwegzugehen ,ist eine
geflissentliche Irreführung der Allgemeinheit ( Lebhafter Beifall undHände¬

klatschen bei den Chrisstlichsozial en .Die TechnikerschaftmusstealleEnergie
aufwenden und hervorragende Männer der Statik und der Konstruktion wurden

berufenumdasBaugebrechenzu beheben. ST. . Breitnerhat sogarseinerzeit
gemeint ,es solle ein FachmannvomAuslandberufen werden .Wirhabendasab¬
gelchnt ,da es in WienMännergenuggibt ,die diese schwierige Aufgabemeis¬

tern können .Damalswarder Bürgermeisterkleinlaut .Heute ,wodurchdiesach¬
Herr Bürgermeisterliche Mirarbeit der Opposition .jener Philister ,die Sie am/Sonntaggemeint

haben ,dic Gefahr gebannt ist ,verleugnen Sie die schwerc Arbeit des Unter¬

suchungsausschussesvorderOeffentlichkeit.WennSieinallenIhrenHandlun¬
geneine solcheWahrheitsliebebekundenwieimFalle Heiligenstadt ,dannbedau
ere ich die Bevölkerungder StadtWien( LebhafterBeifall bei derOpposition. -¬

Strümis che Entrüstungsrufe gegenden GR .Millik bei derMchrheit ) .
BürgermeisterSeitz : Ichrufe Sie neuerlich zur Ordnung. WennSic

sich nicht parlamentarischbenehmenkönnen ,werdeich IhnendasWortentziehe
GR. Biber :Nochviel zu wenig ,waser gesagthat ! EinsolcherBürger-¬

meister ist eine Schade für die Stadt Wien !( StürmischeEntrüs¬
tungs -undPfuirufe gegenden GR. Biberbei der Mehrheit . -Stürmische
RufesDasist docheine unerhörteFrechheit ! )

IngenieurBürgermeisterSeitz : Ichrufe auchdenGR,Biberzur Ordnung .Ein
istauswe

Mann,dereinenhöherenBildungsgradZawlw: 5alsandere,solltesichumsomchr
verpflichtetfühlen ,sichparlamentarischzubenehmen( AndauerndeZwischen¬

rufe ) .
Partei¬

GR. Millik : politischhat der Bürgermeister amSonntag seineRolle
seineglänzendgespielt ,aber in den Augender denkendenBevölkerungwar Hand - ¬

lung eine klägliche und eines Bürgermeisters unwürdige .

NunErteilt der BürgermeisterdemGR. BiberdasWort . )StürmischeRu¬
fe bei denSozialdemokraten:BfuiBiberSchämenSiesichlAndauerndeZwischen¬
rufe - GrosserLärm . - IndemLärmhört mandie Rufe :AlkoholikerlundBesoffen!. -¬
ER .Untermüllerruft demGR .Eisinger Verleumderzu .

BürgermeisterSeitz ruft den GR. Untermüllerzur Ordnung( Andauernde
Zwischenrufe ,grosser Lärm ) .



Gemeinderatssitzungvom17. Oktober1930 V .Blatt
GR. Biber:GR.Schleiferhatmirzugerufen,derist jaheuteschonEntrüstungsrufewiederbesoffen .( Stürmische bei den Christlichsozialen .- GR. Dr. Kolassa:

SoeinSaujud,soeindreckiger! GR.Haider: HerrBürgermeister,das :haben
Sie nicht gehört! GR. Dr. Kolassa: RufenSie ihn zur Ordnung. - GR. Uebelhör:Lie¬
fert EureVerbrecherzuerstaus. -AndauerndeZwischenrufe. -GrosserLärm. -¬
AufdenBänkenderSozialdemokratenwirddenChristlichsczialenzugerufen:
Strafella!Strafella!GR.Fuchs: IhrsinktvonStufezuStufe. -GrosserLärm).

BürgermeisterSeitz : DerGR. Schleiferhatsichebenfallszueinem
absolutunzulässigenZwischenrufhinreissenlassen .Ich erteile ihmdeshalb

denOrdnungsruf .

GR .Biber: DurchdiesenOrdnungsrufbinichdergewissnichtsauberen
Aufgabeenthoben,michmitdemGR. Schleiferauseinanderzusetzen .Ichwill
nuntatsächlichfeststellen ,dassich wederin diesemHause ,nochsonst
woin meinemLebenje besoffenwar( Zwüschenrufe) .GR. Biberbefasstsich
mitdemverliegendenAntrage.DannkommteraufdasBaugebrechenbeimHeiligen¬
städterbauzusprechen .Ererklärt ,dassdiesesvoneinemsolchenUmfange
war ,dasses nichtseinesgleichenirgendwoanderszufindenist . Wasdarüber
nunderHerrBürgermeistergesagthat,istfüreinenMenschenmitnormalen
Sinnenunfassbar .UnskannkeineUebertreibungvorgeworfenwerden. Wirhaben
Sie auf dasBaugebrechenaufmerksamgemacht. Wirhabengesagt ,dassetwa1o0
Meterder Mittelmauerschlechtsind unddassdie SicherungenmitFundament-¬
platten absolut nicht ausreicht . Washaben nun dieSachverständi
genmitProf .SaligeranderSpitzegesagt ?Siestellten fest ,dassnicht1oe
Meter,sondern2000,bezw.3000MeterMauerwerksichgesenkthat. DieSach¬
verständigenhabenauchdiePlattenvonjederBelastungausgeschaltet; eswur
500etwa3 MetertiefeBetonbrunnenhergestellt ,mächtigeTraversendarüber
gezogenunddie Mauernauf die Brunnenauf gestellt . Woalso habenwirübertri
ben ?DerSkandalwardamalsso gross ,dassmangar nichts übertreibenbrauch¬
te . DieHäuserwärenzusammengefallen,wennnichtdieOppositionaufdieGe¬
brechenaufmerksamgemachthätte . DieRekonstruktion ,die vondenSachver¬
ständigenverlangtwurde ,hatte als VoraussetzungeinentragfähigenGrund. Wen
derGrundalsonichtentsprcchenhätte ,wäredieRekonstruktionüberhauptun¬
möglichgewesen .ngesüchts dieser TatsachenmussmanvoneinemgesittenenMe
schenvoraussetzen ,dasser unsunddasSchicksalnichtverhöhnt .(Beifall).
DerHerrBürgermeisterhatgesagt ,LügenhabenkurzeBeine .Werhatgelogen?Ic
stelle fest ,dass vonuns niemandein Wortder Unwahrheitgesprochenhat .Die
Kommissionzur UntersuchungdesBaugebrechenshat monatelanggetagt .Nach
BeendigungihrerTätigkeithatSt. .Breitner,derderVprsitzendederKommiss741



Gemeinderatssitzung vom18 . Oktober1930 VI. Blatt
war und mit aller Objektivität den Vorsitz geführt hat ,allen Mitgliedern
derKommission,alsoauchunserenVertretern ,für ihreArbeitunddiedabeibe¬
wiesene Objektivität gedankt . Istes da nicht geradezu eine Verleumdung ,dass

wir vomHerrnBürgermeisterals Lügnerhingestellt werden ?( Beifall beider
. . )

BürgermeisterSeitz: HerrGemeinderatBiber ,ichrufeSieabermals
zur Ordnungund ersuche Sie,sich parlamentarisch angemessenzu benahmen .Ich
habe kein Mitglied des Gemeinderates einer Lüge geziehen .Ich habe nurvon

denjenigen Personengesprochen ,die in Extraausgabenund in anderenFormen ,
in Wortound Schrift ,Lügen verbreitet haben .Ihre Kritik ist also nicht nur

parlamentarisch ,sondern auch sachlich unzulä sig .

GR. Biber : DasSachverständigengutachten hat zusammenfassendfest¬
gestellt ,dass gegen das System kein Einwand bestehe und die Ursache der Ge¬

bäudesenkungin der mangelhaftenAusführungliege . DerHerrBürgermeisterhat
einfach gesagt ,dass ein neues System angewendet wurde .Das ist eine Ent¬

stellung .( GR. Preyer : Erhat einen Wahlschlagergebramch ) .DieSachverständigen
habenfür ihre Arbeiten180 . 000Schilling vermangt ;die Gemeindehat ihnendi
Hälfte ,nämlich90 . 000Schilling ,bezahlt .Dabeiwarendie erstenForderunge
der Sachverständigenwesentlichhöher .Darauskannmanerkennen ,ob dieganze
Sacheeine Bagatelle waroder nicht . DasVerhaltendes HerrnBürgermeisters

ist in höchstemMassezu bedauern,Waswir erlebt haben ,mussuns mitScham
erfüllen .Ja ,man muss sich fragen ,ob es möglich ist ,dass so ein Menschnoch
weiter Bürgermeister von Wienist .( Beifall bei denChristlichsozialen ) .

Bürgermeister Seitz :Ich kann Ihnen nicht versprechen ,dass ich sehr

bald sterbe .( Beifall bei denSozialdemokraten ) .

In seinem Schlus swort widerlegt zunächst St . . Weberdie Behaup¬
tungen des Gemeinderates Holaubek und erklärt sodann zur Heiligenstädter

Sache : Dieganze Angelegenheit wurde sowohl im Gemeinderate ,als auch in de

Oeffertlichkeitsowohl nach den fachlichen ,als auch nach dersachlichen
Wissen und

Richtungbehandelt .AlleFachleutehabennachbesten/Gewissengehandelt .EsF
aber viele gegeben ,die nicht als Technikergesprochenundnochvielweniger
als Fachleute geschrieben haben .Diese Menschenhabengeschriebeningehässig
Absicht gegen die sozialdemokratische Gemeindeverwaltung ,obwohl die Gemeind

für technische Mängel nicht verantwortlich gemacht werden kann .Gegen eine s
che Art unfachmännischer ,gehässiger ,verleumderischer Kritik muss sich jede

anständige Mensch wenden .Diesen Leuten hat nach meiner Auffassung die Krit :
des Herrn Bürgermeisters gegolten .Ich stelle fest ,dass wir innerhalb acht
Jahre 15 . 000Wohnungen auf gutem und auf schlechtem Gelände gebaut haben .
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Gemeinderatssitzungvom17 .Oktober1930VI.Blatt
Esist einEhrenzeugnisfürdieBeamtendesStadtbauamtes,fürdieWienerTech
nikerundfür die WienerBauindustrie ,dasstrotz mannigfaltigertechnischer
Schwierigkeitenhichtsanderespassiert ist .In demSachverständigengutachten
ist keineRededavon ,dass3000MeterFundamenteunterfangenwerdenmussten.
DieZahlder vonHerrnGR. BiberangegebenenBrunnenmit500ist ebenfalls
nicht richtig ,da nur 300 Brunnenerrichtet wurden . Ebensounrichtig ist auch ,
dass Steuergelder verludert wurden ,weil für den Schadendie Baufirmaauf¬
kommenmusste . DieGemeindeist der Bauherr ,sie vergibt jedochdenBauanein
Unternehmen . BerBauunternehmer hat den Bau auf seine Gefahr fer £igzu¬

stellen undbei der Uebergabeprüft die Gemeinde ,ob der BaudenVertragsbe¬
stimmungenentspricht .Entsteht also irgendwoein Schaden ,so hat dafür niemals

die Gemeinde aufzukommen .Die damaligen Behauptungen in Extraausgaben muss¬

ten als das gebrandmarktwerden ,wassie sind . Dashat der HerrBürgermeister
in ausgezeichneter Weise getan .( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .

GR. SchneiderberichtetüberdenNeubaueinesHauptunratskanales
in derDürwaringstrassevonderHerbeckstrassebiszurBlasengasseundin
der Blaselgasse von der Dürwaringstrasse bis zur Nummer . RieKostenbetrage
50 . 000Schilling .

GR. Untermüllererklärt ,dass im Betrieb Kanalräumungnur dieBetriet
räte etwaszuredenhaben. DieLeistungenderArbeiterwerdennurnachpartei
politischenGesichtspunktenkritisiert .VersetzungenauspolitischenGründen
sind auf der Tagesordnung . Trotzdes Antiterrorgesetzes ist im Betrieh Kanal¬
räumungTerror der oberste Grundsatz . Dereigentliche Betriebsleiter ist der
Betriebsratsobmann.DieBehandlung,die die Arbeitervonihmerfahren ,istkei
ne schr gute . DieArbeiter werdenvonden Betriebsräten mitSchimpfworten
belegt .Leute ,die für denSchutzbundkeine Beiträge leisten ,werdeneinfach
versetzt .Beschwerden ,die gegenden Betriebsrat bei der zuständigenMagis- ¬
tratsabteilung erhoben werden ,werdenvon dieser demBetriebsrat selbst über
geben( Hört! Hört! beiden . . )Gegendie BeschwerdeführerwurdeeineHetze
veranstaltet und einer der Beschwerdeführerwurdeentlassen . DieBetriebs¬
räte arbeiten nur 24 ,meist aber gar nur 16 Stundenin der Wocheundwerder

für die Betriebsräte ,dafür voll bezahlt .Trotzdem werden noch Ueberstunden /und zwar bei denan¬

deren Arbeitern verrechnet ( Lebhafte Hört lHörtrufe bei der . L )Ueberdiese
betrügerischen Machinationen müssen wir Aufkäärung bekommen .Manbeordert

dio Kanalräumer in Versammlungen der Spzialdemokraten und bezahlt dafü :

denLoutendie Schicht ,( Hört! Hörtbei der . . )undmanhatangekündigt ,
dass denjenigen ,der in die Versammlungnicht geht ,die Schichtabgezegen
wird Unter diesen Umständenkann es nicht wundern ,dass dieKanalräumungs-¬
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Gemeinderatssitzungvom17 . Oktober1930VII . Blatt
räumungsarbeitenvernachlässigtwerden ,wiediesin einerReihevonBezirken
der Fall ist . Trotzdes Entwaffnungsgesetzeswurden180 SchutzbündlerKanal¬
räumermit Revolvernbewaffnet .( Hört! Hört! beider . . ) Wirerwartendie
rascheste Aufklärungüber diese skandalösen Vorkommnisse( LebhafterBeifall
bei den Christlichsozialen ) .

GR. Schneiderbemerktin einerErwiderungaufdieAusführungendes
GR .Untermüller ,dasses sich bei demBeschwerdeführer ,der angeblichwegen
seiner Beschwerdeentlassen wurde ,in Wahrheiitumeinen Mannhandle ,der
währendeiner viereinhalbjährigen Dienstzeit nicht wenigerals hooTage
krankwar. Dassdie Betriebsrätenichtsarbeiten ,istgrundfalsch . Lediglich
derBetriebsratsobmannist ausserArbeitgestellt ,wasabernichtnurinden
Betrieben der Gemeinde ,sondern auch in allen privaten Betriebæn derFall

ist . WennGR. Untermüllergemeinthat ,dassdieKanalräumermitRevolvernin

bewaffnetsozialdemokratischeVersammlungengeschécktwerden ,so dagter
dasoffenbarin derErinnerungandieZeit ,in derdieOchsentreibervon
St . Markin die christlichsozialen Versammlungenbeordert wurden( Lebhafter
BeifallbeidenSozialdemkraten).Ueberstundenwerdennurbezahlt ,wennsie
tatsächlich gemachtwerden .Dassseit demJahre 1925keineErhöhungderKanal
räumergebührenerfolgt ist ,ist wohlder beste Beweisdafür ,wie gut derBe¬
trieb geleitet wird .( Beifallbei der Mehrheit. -LebhafteZwischenrufe. -GR.
Untermüller: Ueberdie BetrügerischeVerrechnungwirdnichtsgesagt!)

DerReferentenantragwirdangenommen .
St . . Kokrdaberichtet über denAntrag ,denVertragzwischendem

Betriebstädtihe Lagerhäuserundder WalzmühleVonwiller&Co . ,überdieVer-¬
pachtungdesSpeichersZwischenbrückenaufdie DauervonfünfJahrenum
einen jährlichen Pachtschilling von Schilling 62 . 000zu genehmigenundder
MühleVonwiller für die Rückstellung des Pachtgrundes der . WienerReis¬
und Mühlenwerke . G .samt Baulichkeiten im Jahre 1929statt ,wievertraglich
festgesetzt war ,imJhre 1959denPachtschillingfür denSpeicherZwischen¬
brückenpro 1928 - 1929imBetragevonSchilling 62 . 000zuerlassen .

GR .Gschladt ( . . )erklärt ,dass auch seine Partei gegen dashier

beantragteChangementnichtseinzuwendenhabe . ErwünschenurvomReferenten
eine Aufklärungdarüber ,warumder Vertrag bezüglich des SpeichersZwischen
brücken ,derschonimJohre1928ahgeschlossenwordenist ,erst heutedem
Gemeinderatzur Genchmigungvorgelegt werde .Ein derartiges Uebersehenwäre
unter demfrüherenLagerhausdirektorDr .Nübel ,der nicht nur eintüchtiger
Lagerhausdirektor sondern auch ein tüchtiger Verwaltungsjurist war ,demmar

aber entlassen hat ,nicht möglichgewesen .Gegenden jetzigenLagerhaus¬
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direktor habenwir wohlnichts einzuwenden .Es lag aber gar keinGrund
vor ,einen Auskänderzu berufen ,da ein ausserordentlich tüchtigerBeamter
der GemeindeWien zur Verfügung gestanden war .

St . . Kokrdabemerkt ,die Pensionierung des früheren Dircktors
Nübelliege bereits fünf Jahre zurückundüber die GründeseinerPensionie-¬
rung sei seinerzeit schonausführlich gesprochenwoden . DieBestellungdes
gegenwärtigen Direktors ist im zuständigen Ausschuss im Einverne hmenmit

der Minderheit erfolgt . DerVertrag bezüglich des SpeichesZwischenbrücken
wurde erst heute vorgelegt ,da er mit der zweiten ,demGemeinderatheute

zur BeschlussfassungvorliegendenAngelegenheit ,die erst nachlangwierigen
Verhandlungenbereinigtwerdenkonnte ,in engsterVerbindungsteht .

St . . Rummelhardt( . . )stellt gegenüber dem St . . Kokrdain einer

tatsächlichenBerichtigungfest ,dassdieBestellungdesgegenwärtigenLager¬
hausdirektors keineswegsim Einvernehmenmit der Opposition erfolgt ist ,dass
die Opposition vielmehr sowohl omAnsschuss wie im Stadtsenat sich sehrcier¬
gisch gegen die Absägungdes früheren Lagerhausdircktord gewendethat .

Der Referentenantrag wird angenommen .

GR. Beisser( soz . dem. )berichtet über denAntrag ,
falls mangelsgeeigneterObjekteder veranschhgteBetragvon100 . 000Schil¬senPr Brling zur Förderungder Gegenwartskunstbis EndeDezemberdes joweiligenVer- ¬

waltungsjahres nicht verwendet wird ,den Restbetrag ohne Erwirkungeines
ZuschusskreditesdemnächstjährigenVoranschlagsansatzzuzuschlagen .Erbe¬
merkt ,dass der Beschluss auf Widmungdieses Betrages erst im Juli gefasst

wordenist unddass sich aucherst imJuli der Kunstbeiratkonstituierthat .
DaunterdessenauchdieUrlaubszeutverstrichenist ,wärezugewertigen,dass
ein grässerer Betrag von den 100 ooo Schilling am Schluss des Jahres crübri

werden und verfallen könnte .Umdie Künstlerschaft davor zu bewahren ,dass

nicht der ganzeBetrag zugunsten der Künstlerschaft verwendet wird
wird eben der obige Antrag gest ellt .

St . R .Rummelhardtbemängelt in der Textierung des Antrages ,dass
derRestbetragvondieen100 . 000Schilling" zuLastenderReservefürunvor
hergescheneAusgaben"demnächstjährigenVoranschlagsansatzzuzuschlagenis
Denndasheisse ,dassein allfällig ersparterBetragtatsächlichdemgewidr
ten Zweckverloren gehen würde .In einer Zeit ,in der es derKünstlerschaft

so ausserordentlich schlecht geht ,darf an ihr nichts erspartwerden. Diese:
Antragist ein neuerlicher Beweisfür flas SparsystemBreitner ,der an derSc
an der Kunst ,kurz an allem wofür früher einmal die Sozialdemokrateneinget
sind ,sparen wollen .Die Vergältnisse der Künstler sind gerade zuentsetzli
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es mangeltan Aufträgenundauchdie Bauweiseder Gemeindelässt keinenPlatz
für die dekorative Kunst .Wennvon Architekten irgendein ornamentaleroder
figuralerSchmuckbei einemWohnhausbaubeantragtwird ,wirdesgestrichen.
DassderKunstbeiraterst sospätzusammengetretenist ,dafürkanndieKünnt-¬
lerschaft nichts . DerBetrag von 190000Schilling kann bis zumEndedesJahres

leichtausgegebenwerden. Wirwollenauchwissen ,wievieldavonbisherschonau
gegeben worden ist . Wirbeantragen ,dass der volle Betrag in diesemVerwal- ¬
tungsihhr verwendet wird und falls aus zwingenden Gründennicht der ganzeBe- ¬

trag verwendetwerdenkann ,der Rest nicht einemReservefondszuzuweisen,
sonderndenfür das Johr 1931zu präliminierenden100 . 000Schilling fürKunst-¬
förderung zuzuschlagen ist .( Beifall bei der . . )

GR. Ubbelhör( . . )bemerkt,manwerdeesniemandemweissmachenkönnen.
dass es in den Ateliers der Wiener Künstler nicht Kunstwerke genug gibt ,die
um den lächerlichen Betrag von 100 . 000Schilling bis zum Ende desJahres

angekauftwerdenkönnten. HiersetztsichwiedereinmaldasSparsystemder
Gemeindedurch ,dasauchbeidenWohnhaustnuten,soweitessichumdasKünst-¬Potoe d
lerische handelt ,rah aser : . . Esist unerfindlich ,dass mandarandenkt ,
in einerfür die Künstlerschaftso traurigenZeit anihr nochzusparen.
GR .Uebelhör erinnert auch an seinen seinerzeitigen Antrag ,in diese Aktion

nichtnurWerkederbildendenKunst ,sondernauchWerkederMusikeinzubeziel
UndunterstütztnachdrücklichstdenAntragRummelhardt(Beifallbeider. . )
GR- Beisserbemerktin seinemSchlusswortgegenüberdemGR. Rummelhardt ,dass
. . . . .die Textierungdes Antrageslediglich ausfinanztechnischen
Gründenso erfolgt sei .Geradediese Formulierungsoll abersicherstellen ,Roaet
dass ein Trübrigter Betrag im folgendenJahre der Künstlerschaft zugutekomm
UebrigenswurdederAntragaufErsuchendesKunstbeiratesalsoderKünstler
selbst ,hier gestellt .Von den 100 . 000Schilling wurde bisher noch nichts ver
gabt . Alleswas an Kunstwerkenangekauft und bestellt wurde ,geht aufdie
BudgetpostWohnbautenundaufandereBudgetposten .WievieldieGemeindefür
die Künstlerschafttut ,gehtdaraushervor ,dassseit demJohre1923dieSum
von902. 000SchillinganKünstlerverausgabtwurde ,dassausserdemeineReihe
vonEhrenpensionenundGeldzuwendungenan Künstlerbeschlossen ,Subventioner
an alle möglichen Kunstvereine gegeben ,die Wirtschaftshilfe der Künstler

äusserordentlichunterstützt wurden .DieGemeindetreibt also imGegensatz
zumBundwirkliche Kunstförderung ( Beifall bei der Mehrheit ) .Schliesslich

dagegen ,dass GR .Angermayerprotestiert GR. Beisser im Zusammenhang mit diesem
Gegenstand in einemZwischenrufvon"Kunstdünger "gesprochenhabe .
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GR. Angermayer( . . )berichtigttatsächlich ,dasser keineswegsWerkeHanaks
oder eines ihm gleichberechtigten Künstlers mit Kunstdüngerverglichenhabe .
Wennein solcher Ausdruck fiel ,dann bezog er sich aufGeschmacklosigkeiten ,
die insbesondere bei den städtischen Wohnhausbautenvorkommenund eine solche
Kritik geradezu herausfordern .

DerAntragwirdmitdemZusatzantragBummelhardtangenommen.
Es wird nunder Dringlichkeitsantragverhandelt ,den GR. Dr ,Hengl

( . . )begründet ,Er führt aus ,dass die WienerWeinhauerunter derAbsatzkrise
schwer zu le iden haben .Sie können auch nichts investieren ,da diese Summen

für die Nahrungs -und Genussmittelabgabe bereitgestellt werdenmüssen . Der

Niedergangunserer Weinbautreibendenist auf die hoheBesteuerungzurück¬
zuführen . DiePauschalabfindung ist vollkommen ungenügend .Es handelt sich

zumeist um kleine Leute ,die acht Prozent von den Bruttoeinnahmen anSteuer

zahlen müssen .Die Abgabe sollte im Interesse der Weinhauer längst verschwun¬
den sein ,aber statt dessen treten neue Härten in Kraft .

DemAntrag wird die Dringlichkeit zuerkannt ,worauf GR . Henglbemerkt

dass die Mehrheit dies nur deswegen getan habe ,weil Wahlen si nd . Essei

zu befürchten ,dass dieser Antrag ebenfalls der geschäftsordnungsmässigen

Misshandlungzugeführt werdenwerde . DerFinanzreferent mögeaberwenigstens
dar Versprechenabgaben ,dass die drückendenBuchführungsvorschriftenaufge¬
hoben werden . DerMagistrat wird wieder für Spitzelzwecke missbraucht und
es kommt vor,dass so ein Kontrollorgan ,das ja viele Stunden im Betrieb sic

aufhalten muss ,sieben Viertel eines 13grädigen Weines konsumiert und wieda
die Kontrolle ausschaut ,bleibe dahingestellt .Das sind mittelalterliche Me

thodenundes ist aufreizend ,dass in einer Zeit der schwerstenAbsatz¬
krise derartige Besteuerungen ausgehegt werden .Aufreizend ist auch die Be¬

stimmungüber die Dreissig Hektoliter ,weil ja nicht die HöhederFéchsung
entscheidend ist ,sondern der Verkaufswert des Weines .Statt die Abgabeauf

zuheben ,werden neue drückende Vorschriften eingeführt ,die die Wiener Wein¬

hauer verbittern müssen .( Beifall bei derMinderheit ) .
St . . Breithererklärt ,dass die Annahmedes Antragesmit denWahle

gar nichts zu tun habe ,eher treffe dies auf die EinbringungdesAntrages
zu . Wirkönnen nur sagen ,dass in einer Zeit der schwersten Wirtschftsnos ,

der die Steuern zurückgehen und in einer Zeit ,in der Pläne bezüglich der
Abgabenteilung bestehen ,die geradezu aus eine Plünderung der Gemeindeabg

zielen ,die Besteuerung von Weinnicht aufgehoben werden kann .DieAus- ¬
dehnung der Pauschalierung käme nur einer ganz kleinen Zahl von Weinhauer
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zugutekommt.ImJahre1929gabes 317Buschenschenker.Davonfallen11
überhauptnichtunterdie Pauschalierung,weilsie mitGasthausbetrieben
verbundensind =270BuschenschenkersindpauschaliertunddieAbgabeschwankt
zwischen7 einhalbund9 Prozentals Maximum.Nur36Betriebezahlendie
volle Steuer .

GR. Dr. Hengl: Dasist nichtrichtig ! DassSiesichnichtschämen,
so etwas zusagen !

GR . Dr .Danneberg :Das ist eine Frechheit ! Solche Leute redenvon
Schämen ! Siesind ja gar nicht würdig ,dass man Ihnen antwortet !

Gr .Jenschik :Haben Sie das auf der Universitätgelernt ?( Heiterkeit ) .

St . . Breitner : Ichsprecheimmerruhig undsachlich undgebezu
solchenBemerkungenkeinenAnlass .Ich habehier amtlicheZahlenausdem
Jahre1929vorgetragenundüberdasJahr1930vermagniemandetwaszusagen,
weilesnochMonatedauernwird,bisdieBesteuerungderheurigenFöchsung
durchdenBunddurchgeführtseinwird .Aberesist klar ,dassdieserAntrag
nureinerberschwindendenMinderheitderBuschenschenkerzugutekommenwürde.
Wasdie Kontrolleder Steueranlangt ,so ist sie unbedingtnotwendig.

GR .Rummelhardt: Sienötigen die Beamtenzu einemunmoralischen
Dienst !

St. . Breitner: Unmoralischmages sein ,dieSteuernzuhinterzichen.
DieKontrollegeschiehtimInteressederanständigenSteuerzahlen ,diein
derMehrheitsindunddiedurchdieSteuerscheuderMinderheitgeschädigt
werden .Auch der Bund hat eine solche Kontrolle .Ich habe selbst denHerrn

KollegenHengleinenFallmitgeteilt ,wodieSteuerhinterziehungbiszur
Fälschungder staatlichen Steuerbolettengeführt hat . DerMagistæatverlangt
von den Weinschenkern weiter nichts ,als dass sie am Abendaufschreiben

wievielLiter Weinsie ausgeschanktundwievielSchilling sie dafüreingenomm
haben .Dasskanngewissnichtals eineSchikakebezeichnetwerden. Wenndie
Verhältnissees gestatten ,so werdenwir selbstverständlichauchbeidieser
AbgabeErleichterungen eintreten lassen ( Beifall bei derMehrheit ) .

Abg .Dr .Wagnererklärt ,dess das J,hr 1929für die Weinbauerndasschwerste Jahr war .Wennauch heuer die Weinerntesehr günrtig ist,so hat
die Quakität des Weines sehr ntäuscht .Die Weinbauernstehen vor derTat¬
sache der Demolierung der Weinpreise . DieLage der Weinbauernist eine sehr
schwierige .St . . Breitnerhat ein glattes Nein gesagt ,obwohler die NotderWeinbauernanerkannthat .Breitner befindet sich imGegensatzzu Dr .Bauer ,
der im ständigen Ausschussim Parlamentanlässlich der VerordnungüberdieVerteilung des landwirtschaftlichen Notopfers beantragt hat ,Millionen
Schilling den notleiden den Weinbauernzu geben . Dr.Bauerhat sich nichtden
Kopfzerbrochen über die Bedeckung ,währendBreitner auf die BedrohungderFinanzen von Wien hingewiesen hat .( Beifall ) .

GR .Dr .Hengl erklärt ,dass Breitner ein Verständnis für dieWeinbauerrnur vertäuschen wollte ,um die Wirkung des glatten Neinz zu miüdern .Das Jahr

1929warein Missjahr,es kanndaher nicht als Basis für Berechnungenange¬nommenwerden .Denarmen Weinbauern7 einhalb Prozent wegzusteuern ist Dieb¬
stahl ( GR. Dr .Danneberg :Wasist es mit d er Zuckersteuer ?)St . . BreitnerhatleidevorgekommeneFälle vonUnanständigkeitverallgemeinert .Ich mussmichgegen
diesePauschalverdächtigungaufdasentschiedenstewehren.
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Wasdie Steuerkontrolle anlangt,so schreibt der Magistrat vor ,dassder

WeinbauerjedesViertelWeinaufzeichnenmuss .Dassdiesnungemildert
wird,habenwir erst jetzt vonSt . . Breitnererfahren .(Beifall ) .

In einer tatsächlichenBerichtigungstellt St . . Breitnerfest ,
es ( ganzunzutreffend,dasser gesagthabe ,dieWeinbauernführen

Weinzuundhinterzichendie Steuern .Erhabelediglichgesagt ,dassdie
SteuerverwaltungimInteressederweitausgrösserenZahlvonanständigen
Weinbauern eine gewisse Vorsicht übenmüsse .

DerAntragHenglwirdabgelchnt.ZurufebeidenChristlich¬
sozialen :Dasist dieGerechtigkeit!

Schluss der Sitzung 20145Uhr .
" - "- - . -750
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